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Antrag
der Fraktion GRÜNE

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Umwelt und Verkehr

Fahrradland Baden-Württemberg

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

I. zu berichten,

1. über die Entwicklung des Radverkehrs in Baden-Württemberg und den
Anteil am Verkehrsaufkommen seit 1995;

2. über die Umsetzung der Ziele des Generalverkehrsplans 1995, ein flächen-
deckendes Radverkehrsnetz herzustellen und die bestehenden Lücken von
rund 400 Kilometern entlang von Bundes- und Landesstraßen bis zum
Ende der 90er Jahre schließen;

3. über die Mittel, die das Land seit 1995 in den einzelnen Haushaltsjahren
zur Förderung des Fahrradverkehrs bereitgestellt hat, jeweils für
– Radwege entlang von Landesstraßen,
– kommunale Radwege und Radverkehrsanlagen,
– Bike+Ride-Anlagen,
– Beschilderung von Radwegen,
– Pilotprojekte,
– Fahrradmitnahme im öffentlichen Verkehr,
– Weitere Fördermaßnahmen;

4. über das vorbildliche Fahrradtourismuskonzept des Nachbarlands Schweiz
„Veloland Schweiz“: Konzeption, Organisation, Finanzaufwand, Zahl der
Radtouristen auf den Fahrradreiserouten, Zahl der Übernachtungen von
Radtouristen, touristischer Umsatz durch den Radtourismus;

5. über umfassende Radverkehrskonzeptionen in anderen Bundesländern,
z. B. Aktionsplan zur Förderung des Radverkehrs in Nordrhein-Westfalen;
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6. über die Erfahrungen mit der novellierten Landesbauordnung hinsichtlich
von Fahrradabstellanlagen;

7. welches die Gründe der Landesregierung waren, ihre ablehnende Haltung
zur kostenlosen Fahrradmitnahme in Zügen des Nahverkehrs (Drucksache
12/3411) aufzugeben, wie der Stand der Umsetzung der kostenlosen Fahr-
radmitnahme in den Verkehrsbünden des Landes ist, wie die einzelnen Re-
gelungen ausgestaltet sind und ob die kostenlose Mitnahme außerhalb der
Verkehrsverbünde angestrebt wird;

8. die Landesregierung nach wie vor die Ansicht vertritt, für die Umsetzung
des Radwegegrundnetzes Baden-Württemberg hinsichtlich Lückenschlüs-
sen und Wegweisung keine Landesmittel zur Verfügung zu stellen (Druck-
sache 12/5431);

9. ob die Landesregierung nach wie vor die Ansicht vertritt, das für ein eigen-
ständiges Landesradwegenetz „kein Bedarf“ besteht (Drucksache 12/5431);

II.

1. in der Landespolitik das Ziel zu verankern, den Anteil des Fahrradverkehrs
bis zum Jahr 2010 zu verdoppeln;

2. einen Landesradverkehrsplan zu erarbeiten und zu verabschieden, in wel-
chem die dazu erforderlichen politischen Maßnahmen zusammengefasst,
konkretisiert, aufeinander abgestimmt und in ein Finanzierungskonzept
eingebettet werden;

3. zur Förderung des Radtourismus eine professionelle Organisation „Fahr-
radland Baden-Württemberg“ aufzubauen, welche neben einem umfassen-
den Marketing ein einheitliches Wegweisungs- und Beschilderungskonzept
aus einem Guss entwickelt, umsetzt und pflegt;

III.

in der Radverkehrspolitik des Landes und bei der Aufstellung des Landesrad-
verkehrsplans insbesondere folgende Ansätze zu berücksichtigen:

1. Radwege
– Finanzierung eines landesweiten Radwegegrundnetzes aus Landesmit-

teln;
– Verdopplung der Landesmittel für den Radwegebau im Zuge von Lan-

desstraßen nach dem Vorbild des Bundes;

2. Wegweisung/Beschilderung
– Einführung eines landesweit einheitlichen Beschilderungssystems für

Radwege durch eine finanzielle Landesförderung im Zusammenhang
mit einer verbindlichen Anwendung der Wegweisungsrichtlinien der
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen;

– Mittelfristig sollte eine Integration der Radwege-Wegweisung in die
amtliche Wegweisung im Straßennetz erfolgen;

3. Förderung der kommunalen Radverkehrspolitik
– Finanzierung von Modellprojekten „fahrradfreundliche Kommunen“

über einen gesonderten Titel im Haushalt;
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– Schwerpunktsetzung auf Radverkehrsprojekte bei der Förderung nach
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, verbunden mit einer deut-
lichen Absenkung der Bagatellgrenze für Radverkehrsprojekte,

– Förderung von kommunalen Radverkehrsmaßnahmen über einen eigen-
ständigen Förderweg im FAG (analog Kreisstraßen),

– Koppelung der Förderung nach FAG an die Aufstellung eines Radver-
kehrsplans durch die Landkreise und großen Kreisstädte;

4. Schnittstellen Fahrrad–ÖV
– Fortführung und Intensivierung des bestehenden Bike+Ride-Pro-

gramms,
– Förderung bewachter Fahrradabstellanlagen und -Servicestationen an

größeren Bahnhöfen in Form eines Programms „50 Fahrradstationen für
Baden-Württemberg“;

5. Bündelung der Kompetenzen und Finanzmittel
– Bildung eines eigenständigen Referats Fahrradverkehr im Ministerium

für Umwelt und Verkehr,
– Einführung eines eigenständigen Haushaltstitels für den Radwegebau.

11. 06. 2002

Boris Palmer, Kretschmann
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die Förderung des Fahrradverkehrs kann einen nennenswerten Beitrag zur
Lösung örtlicher Verkehrsprobleme, zur umweltverträglichen Fortentwick-
lung des Verkehrswesens, zur Förderung der Gesundheit und zum Ausbau
touristischer Strukturen im Land leisten. Beispiele im In- und Ausland zei-
gen, dass sich sowohl im Alltagsverkehr wie auch im touristischen Verkehr
durch gezielte und umfassende Förderkonzepte die Anteile des Fahrradver-
kehrs deutlich steigern lassen.

Vorbildliche Kommunen in Deutschland mit einer gezielten Radverkehrsför-
derung erreichen heute Radverkehrsanteile von bis zu 40 Prozent. Dennoch
liegt der bundesweite Verkehrsanteil des Fahrrads heute bei lediglich 12 Pro-
zent, in den Niederlanden hingegen bei 27 Prozent. Das Bundesministerium
für Verkehr geht davon aus, dass auch in Deutschland zumindest in den Bal-
lungsräumen ein Verkehrsanteil des Fahrrads von 30 Prozent erreichbar ist.
Jedoch war der Fahrradverkehr bislang ein Stiefkind der Verkehrspolitik.

Der Bund hat in diesem Jahr mit dem nationalen Radverkehrsplan 2002 bis
2012 erstmals eine umfassende Konzeption für die Radverkehrsförderung
vorgelegt. Gleichzeitig wurden die Mittel für den Radwegebau an Bundes-
straßen auf 100 Mio. Euro verdoppelt, sodass nun für Baden-Württemberg im
Jahr 2002 11,3 Mio. Euro zur Verfügung stehen.

In Baden-Württemberg sind bis heute keine gebündelten Anstrengungen er-
kennbar. Weder verfügt die Landesregierung über eine umfassende umset-
zungsorientierte Konzeption, noch über gebündelte Kompetenzen in der Lan-
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desverwaltung, noch über ein im Haushalt ausgewiesenes eigenes Budget der
Radverkehrsförderung.

Die Einrichtung einer Radverkehrswegweisung ist – im Gegensatz etwa zur
amtlichen Wegweisung im Kraftfahrzeugverkehr – in das freiwillige Belie-
ben der kommunalen Gebietskörperschaften gestellt, die dieser Aufgabe in
sehr unterschiedlicher Weise nachkommen. Einheitliche Vorgaben zur Ge-
staltung dieser Vorgaben sind zwar entwickelt, werden jedoch – zumindest in
Baden-Württemberg – wenig umgesetzt.

Beispielhaft für die Förderung des Fahrradtourismus ist die Schweiz, die mit
ihrem professionellen Gesamtkonzept „Veloland Schweiz“ einen Quanten-
sprung in Qualität und Bekanntheit der radtouristischen Routen erreicht hat.
Grundlage war hier die Schaffung von landesweiten touristischen Radrouten,
deren einheitliche und vorbildliche Wegweisung (Beschilderung) zentral und
professionell eingerichtet und gepflegt wird. Ein stimmiges Marketingkon-
zept aus der gleichen Hand hat den Radtourismus deutlich angekurbelt.
Schlüssel zum Erfolg war der Aufbau einer eigenständigen professionellen
Organisationseinheit „Veloland Schweiz“. Von den 126 000 Mehrtages-Rad-
touren auf diesem Schweizer Radwegenetz werden 42 % von deutschen Rad-
fahrerinnen und Radfahrern durchgeführt.

In Baden-Württemberg sind ebenfalls eine Reihe von überregionalen touris-
tischen Radwanderwegen ausgewiesen. Doch an einer zuverlässigen und ge-
pflegten sowie optisch eingängigen Wegweisung fehlt es ebenso wie an einem
umfassenden Marketingkonzept, das Breitenwirkung erzielt. Das vom Land
entwickelte Radwegegrundnetz beinhaltet nach Aussagen der Landesregie-
rung weder eine verbindliche Fach- oder Ausbauplanung noch ein daraus ab-
geleitetes Maßnahmenprogramm, Finanzmittel für die Umsetzung stehen
nicht zur Verfügung  (Drucksachen 12/2977, 12/5431).

In den Regionen, z. B. im Bezirk Südbaden, wo sich der Regierungspräsident
zum Sprecher dieses Anliegens gemacht hat, wartet man auf eine landesweite
Konzeption zur einheitlichen Wegweisung von Radverkehrsverbindungen.

Der Alltagsradverkehr ist Nahverkehr. Seine Förderung ist zunächst Aufgabe
der Kommunen. Doch wie bei anderen kommunalen Aufgaben der Verkehr-
sinfrastruktur auch (kommunaler Straßenbau, ÖPNV) könnte auch im Be-
reich der Radverkehrsinfrastruktur eine engagierte Förderpolitik des Landes
deutlichere Akzente setzen und kommunales Eigenengagement wecken und
verstärken. So gingen beispielsweise durch ein Landesförderprogramm in
Nordrhein-Westfalen bislang 26 Fahrradstationen an Bahnhöfen (bewachte
Fahrradabstellanlagen und -Servicestationen) in Betrieb und werden fahrrad-
freundliche Kommunen gefördert.

Die noch bestehenden großen Lücken von Radwegen entlang von Landes-
straßen in der Baulast des Landes müssen schneller geschlossen werden.
Hierfür sollte das Land, dem Beispiel des Bundes folgend, einen eigenen
Haushaltstitel ausweisen und die Mittelausstattung verdoppeln.

Auch in Baden-Württemberg müssen die radverkehrspolitischen Zielsetzun-
gen in einem Landesradverkehrsplan zusammengefasst und in konkrete Maß-
nahmen übersetzt werden. Dazu gehört, dass der Radverkehr eigene gebün-
delte Kompetenzen (eigenes Referat im UVM) und eigenständige Haushalts-
budgets erhält.
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S t e l l u n g n a h m e *)

Mit Schreiben vom 25. Juli 2002 Nr. 31–3800.0–01/58 nimmt das Ministe-
rium für Umwelt und Verkehr im Einvernehmen mit dem Finanzministerium,
dem Wirtschaftministerium und dem Ministerium für Ernährung und Länd-
lichen Raum zu dem Antrag wie folgt Stellung:

I. 1. Wie hat sich der Radverkehr in Baden-Württemberg und der Anteil am
Verkehrsaufkommen seit 1995 entwickelt?

Zu I. 1.:

Nach der Begleituntersuchung zum Generalverkehrsplan 1995 lag im Nah-/
Regionalverkehr der Modal-Split des Fahrrads bei der Verkehrsmittelwahl
bei 13 % und bei der Personenverkehrsleistung bei 5,6 %. Diese Zahlen ent-
sprechen auch den bundesweiten Zahlen. Das Ministerium für Umwelt und
Verkehr geht davon aus, dass diese Anteile im Wesentlichen unverändert ge-
blieben sind.

I. 2. Ist das Ziel des Generalverkehrsplans 1995, ein flächendeckendes Rad-
verkehrsnetz herzustellen und die bestehenden Lücken von rund 400 km
entlang von Bundes- und Landesstraßen bis zum Ende der 90er Jahre zu
schließen, erreicht worden?

Zu I. 2.:

Die Landesregierung verfolgt weiterhin das Ziel eines zusammenhängenden
Radwegenetzes im Land durch die Schließung bestehender Radwegelücken
im Zuge von Bundes- und Landesstraßen. Allerdings mussten im Bereich der
Landesstraßen auf Grund der Konsolidierung des Landeshaushalts in der Ver-
gangenheit Maßnahmen zurückgestellt werden, die nun Zug um Zug nachge-
holt werden. Trotz der schwierigen Mittelsituation hat die Straßenbauverwal-
tung des Landes in den Jahren von 1995 bis zum Ende des Jahres 2002 ent-
lang von Bundesstraßen rd. 110 km und entlang von Landesstraßen rd.
200 km Radwege gebaut. 

I. 3. Welche Mittel hat das Land seit 1995 zur Förderung des Radverkehrs
bereitgestellt?

Zu I. 3.:

– Radwege entlang von Landesstraßen
Die Gesamtkosten für den Bau von Radwegen entlang von Landesstraßen be-
laufen sich im Zeitraum zwischen 1995 und 2000 auf rd. 20 Mio. e. Allein
im Rahmen des Sonderprogramms Landesstraßenbau 2000/2001 hat das
Land 75 km Radwege gebaut und dafür rund 11,5 Mio. e aufgewendet.

– Kommunale Radwege und Radverkehrsanlagen
Das Ministerium für Umwelt und Verkehr hat nach dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) folgende Mittel bewilligt:

5
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Fertigstellungsjahr Gesamtzuwendungen
– in 1.000 e –

1995 9.804
1996 9.232
1997 6.068
1998 15.642
1999 8.906
2000 16.311
2001 13.260

Im Mittel ergeben sich daraus Zuwendungen in Höhe von rd. 11 Mio. e/Jahr.
In der Tabelle wurden die Daten einer Maßnahme jeweils im Jahr der Fertig-
stellung zugerechnet.

Unabhängig von der Förderung nach dem GVFG erhalten die Gemeinden seit
1. Januar 1994 zum Bau sowie zum Um- und Ausbau von Straßen, die sich in
kommunaler Baulast befinden, pauschale Zuweisungen nach § 27 Abs. 1 des
Finanzausgleichsgesetzes (FAG). Die Gemeinden können die Zuweisungen
auch zum Bau von Radwegen verwenden.

Das Wirtschaftsministerium hat seit der Wiedereinführung der Projektförde-
rung im Bereich des Tourismus zum 1. Januar 1998 rd. 490.000 e für kom-
munale Radwege und Radverkehrsanlagen zur Verfügung gestellt.

– Bike+Ride-Anlagen
In den Jahren 1994 bis 1996 hat das Ministerium für Umwelt und Verkehr
jährlich rund 1,8 Mio. e aus Mitteln des GVFG für ein Sonderprogramm zur
Förderung von Bike+Ride-Anlagen zur Verfügung gestellt. Durch dieses
bundesweit einmalige Sonderprogramm wurden landesweit Abstellplätze für
rd. 22.000 Fahrräder an Haltestellen geschaffen. Für die Jahre 2002 bis 2004
läuft ein erneutes Sonderprogramm, das von der zwischenzeitlich eingeführ-
ten Bagatellgrenze ausgenommen wurde.

– Beschilderung von Radwegen
Das Ministerium für Umwelt und Verkehr hat Ende der 90er Jahre mit rd.
115.000 e die Initiative der Tourismus Marketing GmbH Baden-Württem-
berg, die schönsten überörtlichen Radwanderwege Baden-Württembergs aus-
zuschildern, gefördert.

Das Wirtschaftsministerium hat die Trassenfestlegung und Beschilderung der
Velo-Route Rhin im Rahmen eines grenzüberschreitenden Interreg II/Centre
Sud et Pamina-Projekts im Jahr 2000/2001 mit insgesamt rund 57.000 e

unterstützt. Daneben hat es der Tourismus Marketing GmbH Baden-Würt-
temberg im Jahr 2001 rund 10.000 e zur Nachbeschilderung von touris-
tischen Radfernwegen bewilligt.

– Pilotprojekte
Das Ministerium für Umwelt und Verkehr hat ein 3-jähriges Projekt „Filder-
stadt fährt Rad“ mit rd. 45.000 e gefördert. Bei diesem Projekt ging es da-
rum, durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit für das Fahrrad zu werben.

– Fahrradmitnahme im öffentlichen Verkehr
Baden-Württemberg ist eines der wenigen Länder, das aus Regionalisie-
rungsmitteln die kostenlose Fahrradmitnahme im schienengebundenen Nah-
verkehr fördert. Dafür stellt das Ministerium für Umwelt und Verkehr ab die-
sem Jahr jährlich rd. 750.000 e zur Verfügung. Wegen der weiteren Einzel-
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heiten wird auf die jüngste Stellungnahme zum Antrag der Abg. Regina
Schmidt-Kühner vom 6. Juni 2002 (Drucksache 13/1051) verwiesen.

– Weitere Fördermaßnahmen
Im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit wirbt das Ministerium für Umwelt
und Verkehr für den Radverkehr. Dazu zählen die Herausgabe von Broschü-
ren („Radverkehr in Städten und Gemeinden“ und „Mit dem Fahrrad unter-
wegs“) und die Durchführung von oder die Beteiligung an Symposien und
Kongressen (so im Juli 2000 in Karlsruhe „Radverkehr – Beitrag zur Lösung
der Verkehrsprobleme !?“ und im Mai 2002 in Wiesloch, Bundeskongress
„Mit dem Fahrrad zur Arbeit“).

Das Wirtschaftsministerium hat im Rahmen der Förderung des Touristikmar-
ketings folgende Vorhaben unterstützt: Herstellung von Radkurzbroschüren
mit rund 61.000 e, Unterkunftsverzeichnis Bett & Bike mit rund 52.000 e,
Werbung und Vermarktung einer grenzüberschreitenden Veloroute mit rund
15.000 e, Internetpräsentation Radtourismus mit rund 40.000 e und Förde-
rung des Marketings im Jahr 2000 für die Durchführung der Radsportveran-
staltungen Tour de France und Deutschland Tour mit rund 100.000 e.

Auch Flurneuordnungen wirken sich zu Gunsten des Radverkehrs aus. So
werden bei der Aufstellung der Wege- und Gewässerpläne grundsätzlich die
Belange des Radverkehrs mit in die Abstimmung einbezogen. Auf diese
Weise entstehen z. B. in diesem Jahr ca. 400 km befestigte und unbefestigte
Wege, die auch dem Radverkehr nützen.

Das Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum hat im Rahmen der
EU-Gemeinschaftsinitiative LEADER II in der Förderperiode 1994 bis 1999
im Sinne eines ökologisch verträglichen Freizeitverkehrs Projekte zur Ver-
besserung des Fahrradverkehrs in den Regionen Hohenlohe und Oberschwa-
ben mit über 2 Mio. e aus Landesmitteln und über 2 Mio. e aus den EU-
Strukturfonds EAGFL und EFRE gefördert. So konnten mit Hilfe der Förder-
gelder der Europäischen Union und des Landes Baden-Württemberg in der
LEADER-Region Oberschwaben europaweit einzigartige archäologische
Fundstätten rekonstruiert und mit Radwegen vernetzt werden.

I. 4. Welchen Inhalt hat das vorbildliche Fahrradtourismuskonzept des
Nachbarlands Schweiz „Veloland Schweiz“ ( Konzeption, Organisation,
Finanzaufwand, Zahl der Radtouristen auf den Fahrradreiserouten,
Zahl der Übernachtungen von Radtouristen, touristischer Umsatz durch
den Radtourismus)?

Zu I. 4.:

Das Produkt „Veloland Schweiz“ umfasst insbesondere die Beschilderung
von neun nationalen Fahrradwanderrouten mit ca. 3 300 km Länge und zahl-
reichen kantonalen/regionalen Routen und ein ergänzendes touristisches
Dienstleistungsangebot (öffentliche Transportmittel, Übernachtungs- und
Verpflegungsangebot, Fahrradvermiet- und Serviceangebot und buchbare
Fahrradausflugs- und -reiseangebote). Zu Konzeption, Organisation, Finanz-
aufwand und Marktleistung wird auf die Auszüge aus dem Leistungsbericht
2000/2001 der Stiftung „Veloland Schweiz“ in der Anlage verwiesen.

Die Stiftung „Veloland Schweiz“ weist in ihrem Leistungsbericht darauf hin,
dass sie mittelfristig vor existenziellen Finanzproblemen steht. Sie sucht da-
her neue Finanzierungslösungen, damit die Marke „Veloland Schweiz“
marktfähig bleibt.
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I. 5. Welchen Inhalt haben umfassende Radverkehrskonzeptionen in anderen
Bundesländern, z. B. Aktionsplan zur Förderung des Radverkehrs in
Nordrhein-Westfalen?

Zu I. 5.:

Der Aktionsplan zur Förderung des Radverkehrs in Nordrhein-Westfalen be-
steht aus zehn Bausteinen. Die Einzelheiten des Aktionsplans sind in das
Internet unter www.fahrradfreundlich.nrw.de eingestellt.

Der Nationale Radverkehrsplan vom April 2002 enthält in seiner Anlage eine
Liste von guten Beispielen aus den Ländern und Kommunen. Der Plan wurde
vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen ebenfalls in
das Internet eingestellt (www.bmvbw.de).

I. 6. Welche Erfahrungen bestehen mit der novellierten Landesbauordnung
zu Fahrradabstellanlagen?

Zu I. 6.:

Nach § 35 Abs. 5 LBO müssen für Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen
leicht erreichbare und zugängliche Flächen zum Abstellen von Fahrrädern
zur gemeinschaftlichen Nutzung zur Verfügung stehen. Die Bestimmung ist
für Neubauten grundsätzlich verbindlich. Vor Inkrafttreten der LBO-Novelle
am 1. Januar 1996 existierte lediglich eine Sollvorschrift. Wegen der verbind-
lichen Regelung in der LBO ist davon auszugehen, dass nahezu alle seither
neu erstellten Wohngebäude mit mehr als zwei Wohnungen Fahrrad-Abstell-
flächen haben. Eine landesweite Statistik wird dazu nicht geführt.

I. 7. Welches waren die Gründe für die Landesregierung, ihre ablehnende
Haltung zur kostenlosen Fahrradmitnahme in Zügen des Nahverkehrs
(Drucksache 12/3411) aufzugeben, wie ist der Stand der Umsetzung der
kostenlosen Fahrradmitnahme in den Verkehrsverbünden des Landes,
wie sind die einzelnen Regelungen ausgestaltet und wird die kostenlose
Fahrradmitnahme außerhalb der Verkehrsverbünde angestrebt?

Zu I. 7.:

Auf Grund der parlamentarischen Beratungen und nach Anhörung der Ver-
kehrsunternehmen hat sich das Ministerium für die kostenlose Fahrradmit-
nahme entschieden. Im Übrigen wird auf die Stellungnahme zum Antrag der
Abg. Regina Schmidt-Kühner (Drucksache 13/1051; vgl. auch zu I. 3.) ver-
wiesen.

I. 8 Ist die Landesregierung nach wie vor der Ansicht, für die Umsetzung
des Radwegegrundnetzes Baden-Württemberg hinsichtlich Lücken-
schlüsse und Wegweisung keine Landesmittel zur Verfügung zu stellen
(Drucksache 12/5431)?

Zu I. 8.:

Das Radwegegrundnetz wurde in Zusammenarbeit mit den Stadt- und Land-
kreisen als flächendeckende Netzkonzeption von Radfernwegen und ergän-
zenden zwischenörtlichen Radwegen konzipiert; es verläuft nur teilweise ent-
lang des klassifizierten Straßennetzes. Nur insoweit können Lücken über die
Radwegeprogramme an Landes- und Bundesstraßen bzw. über das GVFG ge-
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schlossen werden. Daher fehlt es dem Land für die sonstigen Radwege, die
nicht diesen Kategorien unterfallen, an der Regelungs- und somit auch Finan-
zierungszuständigkeit. Unabhängig hiervon ist die Landesregierung aber
dazu bereit, gemeinsam mit den übrigen Baulastträgern sowohl generell als
auch in Einzelfällen nach befriedigenden Lösungen zu suchen und hierüber
das Gespräch miteinander zu führen. Des Weiteren erarbeitet die Landesre-
gierung derzeit eine Konzeption zur Vereinheitlichung und Optimierung der
Fahrrad-Wegweisung in Baden-Württemberg.

I. 9. Ist die Landesregierung nach wie vor der Ansicht, dass für ein eigen-
ständiges Landesradwegenetz „kein Bedarf“ besteht (Drucksache
12/5431)?

Zu I. 9.:

Die Landesregierung ist nach wie vor der Auffassung, dass das Fahrrad im
Gegensatz zum motorisierten Verkehr ganz überwiegend ein Nahverkehrsmit-
tel ist, sodass Radverkehrsnetze am besten auf der örtlichen Ebene entwickelt
und koordiniert werden. Sofern von den kommunalen Gebietskörperschaften
ein Bedürfnis für eine übergreifende Koordinierung gesehen wird, ist das Mi-
nisterium für Umwelt und Verkehr bereit, hierüber Gespräche zu führen. Für
den Bereich des Radtourismus wird auf die Antwort zu II. 3 verwiesen.

II. 1. In der Landespolitik ist das Ziel zu verankern, den Anteil des Fahrrad-
verkehrs bis zum Jahr 2010 zu verdoppeln

Zu II. 1.:

Die Landesregierung setzt sich für eine Stärkung des Radverkehrs ein. Da der
Radverkehr ganz überwiegend Nahverkehr ist, hängt seine Förderung im We-
sentlichen von der kommunalen Verkehrsplanung ab.

In Kommunen mit einem geringen Radverkehrsanteil mag es noch realistisch
sein, den Anteil des Fahrradverkehrs bis zum Jahr 2010 zu verdoppeln, in
Kommunen mit einem bereits relativ hohen Radverkehrsanteil ist dieses Ziel
nicht zu erreichen.

II. 2. Es ist ein Landesradverkehrsplan zu erarbeiten und zu verabschieden,
in welchem die dazu erforderlichen politischen Maßnahmen zusammen-
gefasst, konkretisiert, aufeinander abgestimmt und in ein Finanzie-
rungskonzept eingebettet werden.

Zu II. 2.:

Im Generalverkehrsplan 1995 ist der Radverkehr ein integraler Bestandteil.
An der Konzeption, alle Verkehrsträger in dem Generalverkehrsplan zusam-
men zu fassen, wird festgehalten.

II. 3. Zur Förderung des Radtourismus ist eine professionelle Organisation
„Fahrradland Baden-Württemberg“ aufzubauen, welche neben einem
umfassenden Marketing ein einheitliches Wegweisungs- und Beschilde-
rungskonzept aus einem Guss entwickelt, umsetzt und pflegt.
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Zu II. 3.:

Seit 1993 beschäftigt sich die Tourismus Marketing GmbH Baden-Württem-
berg intensiv mit dem Radtourismus und der dazu notwendigen Infrastruktur.
Die Strategie war und ist es, ein landesweites und überregionales touris-
tisches Radfernwegenetz auf- bzw. auszubauen, zu beschildern, zu pflegen
und zu bewerben und mit den notwendigen begleitenden Serviceangeboten
(Bike+Ride, Abstellanlagen, Anbindung an ÖPNV etc.) attraktive Angebots-
bündel zur Gewinnung zusätzlicher Urlauber und Tagesgäste zu schnüren.
Seit Jahren arbeitet dabei die Tourismus Marketing GmbH erfolgreich mit
dem ADFC zusammen. In Baden-Württemberg ist durch diese Aktivitäten
der Tourismus Marketing GmbH Baden-Württemberg ein umfassendes fahr-
radtouristisches Marketing, ein umfangreiches Radfernwegenetz mit einem
einheitlichen Beschilderungssystem und dessen Pflege gewährleistet. Vor
diesem Hintergrund sieht das Wirtschaftsministerium für die Einrichtung
einer gesonderten Organisation zum Fahrradtourismus keinen Bedarf.

III. In der Radverkehrspolitik des Landes und bei der Aufstellung des Lan-
desradverkehrsplans sind insbesondere folgende Ansätze zu berücksich-
tigen:

1. Radwege
– Finanzierung eines landesweiten Radwegegrundnetzes aus Landesmittel;

Zu III. 1. (1. Tiret):

Die Straßenbauverwaltung des Landes sieht ihre Aufgabe weiterhin darin, auf
der Grundlage der von den Landkreisen konzipierten Radwegenetze die not-
wendigen Radwege an bestehenden Bundes- und Landesstraßen im Rahmen
der finanziellen Möglichkeiten zu planen, zu bauen und zu finanzieren. Darü-
ber hinaus prüft die Straßenbauverwaltung bei jeder Aus- und Neubaumaß-
nahme im Zuge von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen, ob nicht auch der
Bau eines Radwegs erforderlich ist.

– Verdoppelung der Landesmittel für den Radwegebau im Zuge von  Landes-
straßen nach dem Vorbild des Bundes

Zu III. 1. (2. Tiret):

Die Haushaltsmittel für den Landesstraßenbau sind im Doppelhaushalt
2002/2003 durch ein zusätzliches 5-jähriges Investitionsprogramm mit einem
Volumen von ca. 52 Mio. e erheblich verstärkt worden. Das kommt auch
dem Radwegebau entlang von Landesstraßen zu Gute, nachdem bereits im
Rahmen des Sonderprogramms Landesstraßenbau 2000/2001 Radwege mit
einem Gesamtvolumen von ca. 12 Mio. e begonnen, fortgeführt oder abge-
schlossen worden sind. Die Straßenbauverwaltung wird den verstärkten Bau
von Radwegen an Landesstraßen in den kommenden Jahren fortführen, so-
weit die derzeitigen finanziellen Rahmenbedingungen erhalten bleiben.

III. 2. Wegweisung/Beschilderung
– Einführung eines landesweit einheitlichen Beschilderungssystems für

Radwege durch eine finanzielle Landesförderung im Zusammenhang
mit einer verbindlichen Anwendung des Merkblatts der Forschungsge-
sellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zur wegweisenden Beschil-
derung für den Radverkehr (Merkblatt)
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Zu III. 2. (1. Tiret):

Im Interesse einer landesweit einheitlichen Beschilderung spricht sich auch
das Ministerium für Umwelt und Verkehr für eine Beschilderung entsprechend
dem Merkblatt aus. Das Merkblatt ist aber bisher nicht Bestandteil der StVO
und damit nicht verbindlich.

Landesmittel für eine Förderung der Beschilderung stehen derzeit nicht zur
Verfügung (Vgl. auch die Antwort zu I.8).

– Mittelfristig sollte eine Integration der Radwegeweisung in die amtliche
Wegweisung im Straßennetz erfolgen

Zu III. 2. (2. Tiret):

Eine Integration der Radwegeweisung in die amtliche Wegweisung würde
voraussetzen, dass die Radfahrer das Straßennetz benutzen. Dies ist beim All-
tagsradverkehr nur bedingt der Fall. Der Freizeitradverkehr nutzt ganz über-
wiegend das Wegenetz abseits des Straßennetzes.

III. 3. Förderung der kommunalen Radverkehrspolitik
– Finanzierung von Modellprojekten „fahrradfreundliche Kommunen“

über einen gesonderten Titel im Haushalt

Zu III. 3. (1. Tiret):

Angesichts der aktuellen Haushaltssituation ist ein gesonderter Titel, um über
das GVFG hinaus Modellprojekte „fahrradfreundliche Kommunen“ zu för-
dern, nicht darstellbar.

– Schwerpunktsetzung auf Radverkehrsprojekte bei der Förderung nach dem
GVFG und deutliche Absenkung der Bagatellgrenze für Radverkehrspro-
jekte

Zu III. 3 (2. Tiret):

Radverkehrsprojekte sind bereits heute ein Schwerpunkt bei der Förderung
nach dem GVFG. Allein im GVFG-Programm 2002 bis 2006 des Ministeri-
ums für Umwelt und Verkehr sind für kommunale Radwege Zuschüsse für
179 Maßnahmen mit Gesamtkosten von fast 80 Mio. e und einer Zuschuss-
höhe von insgesamt 55 Mio. e vorgesehen:

Regierungsbezirk Maßnahmen Gesamtkosten Zuschusshöhe
Stuttgart 47 18,0 Mio. e 12,6 Mio. e

Karlsruhe 49 21,9 Mio. e 15,3 Mio. e

Freiburg 45 23,5 Mio. e 16,5 Mio. e

Tübingen 38 15,2 Mio. e 10,6 Mio. e

Land 179 78,6 Mio. e 55,0 Mio. e

Allerdings sind Radverkehrsprojekte kein eigenständiger Fördertatbestand im
GVFG. Bereits im März 1999 haben die Umweltministerinnen/-minister/
-senatorinnen und -senatoren der Länder den Bund gebeten, das GVFG ent-
sprechend anzupassen und Maßnahmen im Bereich von Fuß- und Radwege-
netzen als eigenständige Maßnahmen in den Katalog förderfähiger Vorhaben
aufzunehmen. Eine entsprechende Ergänzung des GVFG ist bisher nicht er-
folgt.
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Wegen der beschränkten finanziellen Ressourcen im GVFG wird derzeit ge-
prüft, die Bagatellgrenze zu modifizieren. Im Übrigen können Verkehrspro-
jekte, die unter die Bagatellgrenze fallen, aus den nach § 27 Abs. 1 FAG pau-
schal zur Verfügung gestellten Mitteln finanziert werden (vgl. zu I. 3, 2. Ti-
ret).

– Förderung von kommunalen Radverkehrsmaßnahmen über einen eigen-
ständigen Förderweg im FAG (analog Kreisstraßen)

Zu III. 3. (3. Tiret):

Die Gemeinden können die pauschalen Zuweisungen nach § 27 Abs. 1 FAG
auch zum Bau von Radwegen verwenden (vgl. zu I. 3. 2. Tiret). Deshalb be-
darf es keines eigenständigen Förderwegs im FAG. Grundgedanke der Pau-
schalierung war, u. a. die Selbstverwaltung der Kommunen zu stärken und es
den Kommunen selbst zu überlassen, welche Verkehrsanlagen sie mit den ih-
nen pauschal zur Verfügung stehenden Finanzmittel verwirklichen wollen.
An dieser Konzeption wird festgehalten.

– Koppelung der Förderung nach FAG an die Aufstellung eines Radver-
kehrsplans durch die Landkreise und großen Kreisstädte

Zu III. 3. (4. Tiret):

Eine Bindung der Förderung an die Aufstellung eines Radverkehrsplans
durch die Kommunen würde zu einem deutlich komplizierteren Förderver-
fahren führen und den mit der Einführung der Pauschalförderung angestreb-
ten Zielen der Verwaltungsvereinfachung und des Abbaus von die Kommu-
nen belastenden Vorgaben zuwiderlaufen.

III. 4. Schnittstellen Fahrrad – ÖV
– Fortführung und Intensivierung des Bike+Ride-Programms

Zu III. 4. (1. Tiret):

Das zweite Sonderprogramm zur Förderung von Bike+Ride-Anlagen wurde
vom Ministerium für Umwelt und Verkehr bereits gestartet. Die Wünsche des
ADFC wurden dabei berücksichtigt.

– Förderung bewachter Fahrradabstellanlagen und -servicestationen an
größeren Bahnhöfen in Form eines Programms „50 Fahrradstationen für
Baden-Württemberg“

Zu III. 4. (2. Tiret):

Das Ministerium für Umwelt und Verkehr fördert Fahrradstationen nach dem
GVFG. Wegen der Eigenbeteiligung bleibt es den Kommunen überlassen,
einen entsprechenden Antrag zu stellen.

III. 5. Bündelung der Kompetenzen und Finanzmittel

– Bildung eines eigenständigen Referats Fahrradverkehr im Ministerium
für Umwelt und Verkehr
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Zu III. 5. (1. Tiret):

Für ein eigenes Referat Fahrradverkehr wird kein Bedarf gesehen. Bereits
jetzt nutzen die Fachreferate im Ministerium für Umwelt und Verkehr offen-
siv die Möglichkeiten im Rahmen der Straßenbauprogramme, des GVFG und
des Regionalisierungsgesetzes, um den Radverkehr zu fördern. Ein eigenes
Referat würde nur zu stärkerem Koordinierungsaufwand führen.

– Einführung eines eigenständigen Haushaltstitels für den Radwegebau

Zu III. 5. (2. Tiret):

Ein eigenständiger Haushaltstitel für den Radwegebau könnte sich nach den
rechtlichen Rahmenbedingungen nur auf den Radwegebau an Landesstraßen
beziehen. Dies würde eine flexible und an den jeweiligen Prioritäten orien-
tierte Bewirtschaftung der Haushaltsmittel für den Landesstraßenbau er-
schweren. Die notwendige Schwerpunktbildung für den Radwegebau an Lan-
desstraßen erfolgt im Rahmen der Aufstellung der Bauprogramme für den je-
weiligen Doppelhaushalt.

In Vertretung
Mappus
Staatssekretär
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